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Sachverhalt

Im Scheidungsurteil von 1999 wurde die elterliche Sorge über den schwer behinderten Knaben dem Vater zugesprochen. Die Mutter wurde zu einem Unterhaltsbeitrag von Fr. 1'800.- verpflichtet und es wurde ihr ein vierzehntägliches Besuchsrecht von Freitag Abend 18.00h bis Montag Morgen 08.00h eingeräumt, alles auf eigene Kosten.

Die Mutter ersucht nun die VB um eine Änderung des Besuchsrechts und möchte den Sohn jeweils bereits am Sonntag Abend  18.00h zum Vater zurückbringen. Sie begründet ihr Gesuch mit einer physischen Überforderung, wegen Problemen mit ihrer Schulter könne sie den Knaben nur noch mit Mühe herumtragen. 

Der Vater ist mit einer Änderung nur einverstanden, wenn gleichzeitig der Unterhaltsbeitrag erhöht wird. Mit der von der Mutter vorgeschlagenen und faktisch möglichen Lösung, das Kind an einem Wochenende im Heim zu belassen, kann sich der Vater nicht anfreunden

Die VB-Sekretärin erkundigt sich, ob die Mutter für die Kosten die dem Vater durch das frühere Zurückbringen erwachsen, aufkommen müsse, m.a.W. ob der Unterhaltsbeitrag angepasst werden müsse.

Erwägungen

1. Für die Änderung des persönlichen Verkehrs nach einer Scheidung entscheidet die VB, es sei denn, das Gericht habe in einem Abänderungsverfahren über die Änderung der elterlichen Sorge oder des Unterhaltsbeitrags zu befinden (Art. 134 Abs. 4 ZGB).

2. Besuchskosten (Fahrtspesen, Verpflegung) sind Unterhaltskosten und sind vom besuchsberechtigten Elternteil zu tragen. Bei einem ausgedehnten Besuchsrecht, von dem im vorliegenden Fall wohl gesprochen werden kann, müsste bei der Festlegung des Unterhaltsbeitrags der nicht sorgeberechtigten Mutter die Tatsache, dass sie über das übliche Besuchsrecht hinaus einen Betreuungsanteil übernimmt, berücksichtigt worden sein. Ob das geschehen ist, müsste allenfalls aus der Urteilsbegründung oder wenn darauf verzichtet worden ist, aus den Gerichtsakten hervorgehen. Falls damals der Unterhaltsbeitrag unter Berücksichtigung dieses Betreuungsanteils tiefer angesetzt worden ist, könnte sich nun bei entsprechend reduziertem Betreuungsaufwand eine entsprechende Erhöhung des Unterhaltsbeitrags rechtfertigen.
3. Bei einer Neubeurteilung der Unterhaltsleistungen beider Eltern sind auch andere Faktoren, welche die Höhe der Unterhaltsleistung bestimmen und die sich in der Zwischenzeit möglicherweise geändert haben, zu berücksichtigen (Einkommens- und Vermögensverhältnisse, Lebenshaltungskosten, Unterhaltsbedarf des Kindes).
4. Es empfiehlt sich mit den Eltern bezüglich Besuchsrecht und Betreuungsanteil eine einvernehmliche Lösung anzustreben. Erweist sich dies als unmöglich, z.B. weil die Mutter auf einer Reduktion des Besuchsrechts und ihres Betreuungsanteils ohne zusätzliche Abgeltung besteht, müsste der Vater oder das Kind auf Abänderung des Unterhaltsbeitrags klagen, da die VB nicht zuständig ist, den Unterhaltsbeitrag einseitig festzulegen.

Niederrohrdorf, 1. November 2006 
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